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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Le Conseil fédéral a présenté son concept global de protection et de défense du
cyberespace civil et militaire, dans son rapport sur l’organisation de la Confédération
pour la mise en œuvre de la stratégie nationale de protection de la Suisse contre les
cyberrisques. Une organisation supradépartementale a été privilégiée pour assumer les
tâches de cybersécurité, de cyberdéfense et pour la poursuite pénale de la
cybercriminalité. Le soutien de l'armée lors de cyberincidents et le déroulement de ses
interventions doit encore être défini avec les autorités civiles. Pour assurer la mise en
œuvre de la Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques
(SNPC) 2018-2022, les ressources financières ont été augmentées et une soixantaine de
postes de travail supplémentaires ont été créés. Enfin, en comparaison internationale,
la Suisse possède des structures dans le domaine de la cybersécurité similaires à celles
de plusieurs autres pays. Aucun des pays étudiés, à savoir l'Allemagne, la Finlande, la
France, Israël, l’Italie et les Pays-Bas, ne possède une organisation unique pour la
réalisation des travaux liés aux cyberrisques et n'a confié à son armée la responsabilité
d'assurer la protection contre ce type de danger. 1

POSTULAT
DATUM: 28.11.2019
DIANE PORCELLANA

Sur proposition de la CPS-CN, le Conseil national a refusé de classer les postulats
relatifs à la protection contre les cyberrisques (Po. 18.3003 et 16.4073). La commission
ne souhaitait pas les voir classer, car ils sont en cours de mise en œuvre et de
nombreuses questions restent encore sans réponse s’agissant de la Stratégie nationale
de protection de la Suisse contre les cyberrisques. 2

POSTULAT
DATUM: 14.09.2020
DIANE PORCELLANA

In der Herbstsession 2020 überwies der Ständerat stillschweigend ein Postulat seiner
Rechtskommission zur Einführung der Redlichkeitskultur im Schweizer Recht.
Darunter wird der Ansatz verstanden, dass bei einem Vorfall – typischerweise einem
Unfall oder Beinahe-Unfall in der Luftfahrt – nicht die Einzelpersonen für die Fehler
bestraft, sondern die Schwachstellen in der Organisation aufgedeckt werden sollen, die
kumulativ zum Ereignis geführt haben. Mit der Überweisung des Postulats erhielt der
Bundesrat den Auftrag, zu prüfen, wie dieses generelle Prinzip in
hochsicherheitsrelevanten Bereichen wie der Luftfahrt oder dem Gesundheitswesen
verankert werden könnte. Die Kommission hatte das Postulat eingereicht, weil sie das
Anliegen einer entsprechenden parlamentarischen Initiative Rutz (svp, ZH; Pa.Iv. 19.478)
für unterstützungswürdig hielt, die mit der Initiative angestrebte Umsetzung jedoch als
problematisch erachtete. Gemäss geltender Rechtsprechung könne eine Person, die
sich mit einer Fehlermeldung selbst belaste, auf dieser Grundlage strafrechtlich
verfolgt werden, erklärte Kommissionssprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) den Stein des
Anstosses. Als Lösung hatte die parlamentarische Initiative vorgesehen, unter
bestimmten Umständen auf die Strafverfolgung zu verzichten. Dies liefe in der Ansicht
der Kommission aber den Interessen der Strafverfolgung, insbesondere der
Rechtsgleichheit und dem Anspruch der Opfer auf Durchsetzung des Strafrechts sowie
auf Schadenersatz, zuwider. Mit dem Postulat soll nun aufgezeigt werden, wie die
Redlichkeitskultur verankert werden könnte, ohne mit dem Strafrecht in Konflikt zu
kommen. 3

POSTULAT
DATUM: 23.09.2020
KARIN FRICK
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Äussere Sicherheit

Mit einem im Dezember 2021 eingereichten Postulat forderte Min Li Marti (sp, ZH) vom
Bundesrat die Ausarbeitung einer Auslegeordnung zur Terrorismus- und
Extremismusbekämpfung. Die Postulantin begründete ihren Vorstoss damit, dass die
Zuständigkeiten innerhalb der verschiedenen Massnahmen zur Terrorismus- und
Extremismusbekämpfung nicht immer klar abgrenzbar seien. Die geforderte
Auslegeordnung soll die Zuständigkeiten und rechtlichen Grundlagen für das Fedpol,
den NDB und die kantonalen Polizeibehörden klar aufzeigen und so problematische
Doppelspurigkeiten, Unklarheiten und Abspracheprobleme verhindern. Der Bundesrat
zeigte Verständnis für das Anliegen und beantragte die Annahme des Postulats.
Bekämpft wurde das Postulat indes von Andreas Glarner (svp, AG). Zwar stimmte er der
Postulantin insofern zu, als allfälligen Lücken und Doppelspurigkeiten in der
Terrorismus- und Extremismusbekämpfung entgegengewirkt werden müsse, er
erachtete einen Bericht jedoch nicht als passende Massnahme. Der Nationalrat nahm
das Postulat in der Sommersession 2022 mit 134 zu 54 Stimmen ohne Enthaltung an. 4

POSTULAT
DATUM: 08.06.2022
LENA BALTISSER

Datenschutz und Statistik

La conseillère nationale Judith Bellaïche (pvl, ZH) charge le Conseil fédéral d'étudier
comment le piratage éthique pourrait être institutionnalisé et encouragé dans
l'Administration fédérale et les entreprises liées à la Confédération. Le piratage éthique
vise à chercher et détecter les failles, afin de renforcer la sécurité du réseau et des
systèmes informatiques. Pour ce faire, il faudrait des directives qui définissent le cadre
du piratage éthique, notamment le processus pour détecter les failles de sécurité et les
tests de robustesse. Toute poursuite à l'encontre des pirates impliqués dans ce type de
piratage doit être exclue. Le Centre national pour la cybersécurité devrait accompagner
et soutenir cette démarche. 
Le Conseil fédéral a proposé d'accepter le postulat, lequel a été adopté sans discussion
par le Conseil national. 5

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
DIANE PORCELLANA

Innere Sicherheit

Anlässlich der Behandlung einer Klage gegen die Schweiz fällte der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte in Strassburg einen Grundsatzentscheid zum Einsatz
von verdeckt arbeitenden Fahndern (sogenannte V-Männer). Er hielt dabei fest, dass
deren Einsatz zulässig ist und keiner besonderen gesetzlichen Grundlagen bedarf.
Wenn ihre Aussagen in Prozessen als Beweismittel verwendet werden, muss der
Verteidigung jedoch das Recht auf persönliche Befragung eingeräumt werden, wobei es
freilich zulässig ist, den V-Mann durch technische Massnahmen vor Identifizierung zu
schützen. Unmittelbar nach diesem Urteil forderte Ständerat Danioth (cvp, UR) mit
einer Motion, diesen zulässigen V-Männer-Einsatz in einem Gesetz zu regeln. Bundesrat
Koller war mit dem Anliegen grundsätzlich einverstanden, beantragte aber die
Umwandlung in ein Postulat, weil ihm die in der Motion enthaltene Beschränkung auf
die Drogenkriminalität zu eng erschien und der Vorstoss zudem staatsrechtlich nicht
zulässige Eingriffe in die kantonalen Kompetenzen bezüglich Strafprozessverfahren
verlangte. Der Ständerat folgte dieser Argumentation. 6

POSTULAT
DATUM: 10.12.1992
HANS HIRTER

Der Nationalrat stimmte einem Postulat Grendelmeier (ldu, ZH) zu, welches den
Bundesrat auffordert, periodisch einen Bericht über die Entwicklung auf dem Gebiet
des gewalttätigen politischen Extremismus vorzulegen.
(Vgl. letzter Extremismusbericht 1992.) 7

POSTULAT
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER

Mehrfach unter Beschuss geriet Bundesanwältin Carla Del Ponte. So löste eine
Telefonüberwachungsaktion gegen verschiedene Journalisten, welche sie veranlasst
hatte, um Urhebern von Amtsgeheimnisverletzungen auf die Spur zu kommen, heftige
Proteste der Medien aus. Bundesrat Koller verzichtete – mit dem Argument der
Gewaltentrennung – zwar auf Massnahmen gegen die eifrige Beamtin, äusserte aber die
Meinung, dass er solche Aktionen für unverhältnismässig erachte. Umstritten war auch
die Informationspraxis der Bundesanwaltschaft. Der Nationalrat überwies ein Postulat
seiner GPK, welches eine klare Koordination und Abgrenzung zwischen der
Informationstätigkeit der Verwaltung einerseits und der Strafverfolgungsbehörden

POSTULAT
DATUM: 10.10.1997
HANS HIRTER
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andererseits verlangt. 8

Der Ständerat überwies im Einverständnis mit dem Bundesrat ein Postulat seiner
sicherheitspolitischen Kommission, welches anregt, die Gesetzgebung in verschiedenen
Bereichen an die Anforderungen der grösser gewordenen Gefährdung durch
Terrorismus und organisiertes Verbrechen anzupassen. Konkret erwähnt wurde dabei
etwa der Ausbau der Präventivüberwachung oder eine Verlängerung der
Aufbewahrungsdauer von Telefongesprächsdaten. Der Bundesrat selbst hatte von einer
Arbeitsgruppe unter Federführung des Dienstes für Analyse und Prävention (d.h. des
Nachrichtendienstes des EJPD) einen Vorentwurf für ein Bundesgesetz zur Stärkung der
inneren Sicherheit ausarbeiten lassen. Dieser sah nicht nur einen umfangreichen
Ausbau des präventiven Instrumentariums der Polizei, sondern auch eine Ausweitung
des Tätigkeitsfelds der Staatsschützer auf den Bereich der organisierten Kriminalität
vor. Sowohl der eidgenössische Datenschutzbeauftragte als auch die politische Linke
protestierten gegen den Entwurf; einige bürgerliche Politiker zeigten sich ebenfalls
skeptisch. Auch für den Chef des EJPD, Christoph Blocher, gingen die von der
Arbeitsgruppe vorgeschlagenen Ausbaupläne zu weit: Er wies sie zur Überarbeitung
zurück. 9

POSTULAT
DATUM: 15.06.2005
HANS HIRTER

In Ausführung eines Postulats der sicherheitspolitischen Kommission des Ständerats
aus dem Vorjahr legte der Bundesrat einen Bericht über die „effizientere Bekämpfung
von Terrorismus und organisiertem Verbrechen“ vor. 10

POSTULAT
DATUM: 09.06.2006
HANS HIRTER

Die Ablehnung der Waffen-Initiative hatte zahlreiche parlamentarische Vorstösse zum
Thema Waffenmissbrauch und Überlassen der Armeewaffe zur Folge. Diese Vorstösse
sind aber noch nicht im Plenum behandelt worden.

POSTULAT
DATUM: 14.02.2011
NADJA ACKERMANN

Für die Eindämmung der Gefahren, die vom Internet ausgehen, sprach sich auch der
Nationalrat aus. So hiess er ein Postulat Darbellay (cvp, VS) gut, welches den Bundesrat
beauftragt, ein Konzept zum Schutz der digitalen Infrastruktur der Schweiz vorzulegen.
In seiner Stellungnahme erklärte der Bundesrat, dass er sich der Bedeutung von Cyber-
Bedrohungen bewusst sei und er deshalb beschlossen habe, die Federführung für das
Thema Cyber Defense auf Stufe Bund dem VBS zu übertragen. Am 10. Dezember 2010
war für eine befristete Zeit ein Projektleiter in der Person von Divisionär Kurt Nydegger
gewählt worden. Ein Strategiepapier zur Cyber Defense soll im Frühling 2012 vorliegen.
Im Verlaufe des Jahres zeigte sich, dass Ueli Maurer und seine Spezialisten eine
Kooperation mit dem Nato Cooperative Cyber Defence Centre in der estnischen
Hauptstadt Tallinn anstreben. 11

POSTULAT
DATUM: 18.03.2011
NADJA ACKERMANN

Konkreter war ein Postulat der FDP-Liberale-Fraktion, welches die Schaffung einer
Leit- und Koordinationsstelle für die präventive Gefahrenabwehr im Bereich Cyber-
Bedrohung vorsieht und vom Nationalrat überwiesen wurde. 12

POSTULAT
DATUM: 18.03.2011
NADJA ACKERMANN

Da der Armeebericht des VBS die Sicherheitskommission des Ständerates unbefriedigt
liess, forderte dieselbe mittels Postulat vom Bundesrat einen Bericht über die
Möglichkeiten und Strategien der künftigen Mitwirkung der Schweiz an der
europäischen Sicherheitsarchitektur. Da die Schweiz den militärischen Schutz nicht
mehr autonom gewährleisten könne, sei es nötig, die Entwicklung der Neutralitätspolitik
und Beteiligung an der europäischen Sicherheitsproduktion ausserhalb eines NATO-
und EU-Beitritts zu klären. 13

POSTULAT
DATUM: 01.06.2011
NADJA ACKERMANN
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Der Nationalrat überwies ein Postulat Schmid-Federer (cvp, ZH), welches den Bundesrat
beauftragt, zu überprüfen, inwiefern dem Parlament ein Informations- und
Kommunikations-Grundlagengesetz unterbreitet werden könne. 14

POSTULAT
DATUM: 23.12.2011
NADJA ACKERMANN

Der Nationalrat überwies zudem ein Postulat seiner sicherheitspolitischen Kommission,
welches den Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichtes über die Bekämpfung des
Waffenmissbrauches beauftragt. 15

POSTULAT
DATUM: 28.02.2012
NADJA ACKERMANN

Im Anschluss an Medienberichte, welche die Anwendung von Trojanern in Deutschland
aufdeckten, hatte die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates 2011 zwei
Postulate eingereicht, welche die Regierung mit der Ausarbeitung eines Berichtes über
den Einsatz von elektronischen Überwachungsinstrumenten beauftragten. Seit dem
Inkrafttreten der neuen Strafprozessordnung ist unklar, ob für den Einsatz solcher
Trojaner weiterhin eine genügende Gesetzesgrundlage besteht, wie sie Art. 66 der alten
Strafprozessordnung darstellte. Der Bundesrat erklärte, dass er die Frage betreffend
des Einsatzes von sogenannter Government Software in seiner Botschaft zur Revision
des Bundesgesetzes betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs
(BÜPF) thematisieren würde. Er beantragte aber dennoch die Annahme der Postulate.
Die grosse Kammer überwies beide in der Frühjahrssession 2012. 16

POSTULAT
DATUM: 28.02.2012
NADJA ACKERMANN

Der Bundesrat sollte mit Blick auf die bevorstehende Weltausstellung Expo 2015 in
Mailand ein Sicherheitskonzept entwerfen, das eine effiziente Koordination zwischen
den Bundesbehörden, den kantonalen Sicherheitsorganen und den italienischen
Polizeiorganen sicherstellt. Das Postulat Romano (cvp, TI) sah im Konzept zugleich einen
Nutzen über die Expo hinaus, da aktuell ein Anstieg der grenzüberschreitenden
Kriminalität verzeichnet werde. Der Nationalrat teilte diese Ansicht und überwies den
Vorstoss diskussionslos an den Bundesrat. 17

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
NADJA ACKERMANN

In einem Bericht soll der Bundesrat mögliche Verbesserungen der
Ausschaffungsprozesse und beim Schutz vor Gefährdern, die nicht ausgeschafft
werden können, aufzeigen. Stillschweigend überwies der Ständerat in der
Sommersession 2017 ein entsprechendes Postulat Müller (fdp, LU). Der Bundesrat hatte
die Annahme des Postulats beantragt, da er sich mit den aufgeworfenen Fragen im
Gesetzgebungsprojekt zu den präventiv-polizeilichen Massnahmen zur
Terrorismusbekämpfung befasse. 18

POSTULAT
DATUM: 08.06.2017
KARIN FRICK

Mit der Annahme des Postulates seiner SPK im Sommer 2017 beauftragte der Nationalrat
den Bundesrat zu prüfen, ob die Forderung der Tessiner Standesinitiativen nach
systematischer Einholung von Strafregisterauszügen, wenn EU-Bürgerinnen und -Bürger
eine Aufenthaltsbewilligung für die Schweiz beantragen, durch einen Beitritt zum
europäischen Strafregisterinformationssystem ECRIS mindestens teilweise erfüllt
werden kann. Der Bundesrat hatte sich bereit erklärt, das Postulat entgegenzunehmen.
Darüber hinaus wolle er eine umfassende Prüfung der Vor- und Nachteile einer
Schweizer ECRIS-Beteiligung im Allgemeinen vornehmen und dabei sowohl die Kosten
als auch den Nutzen für die Straf- und Verwaltungsbehörden berücksichtigen. 19

POSTULAT
DATUM: 12.06.2017
KARIN FRICK

Entsprechend dem Antrag des Bundesrates überwies der Nationalrat in der
Wintersession 2017 ein Postulat seiner Finanzkommission mit dem Auftrag an den
Bundesrat, in einem Bericht den Vollzug der nichtzollrechtlichen Erlasse (NZE) durch
die EZV zu analysieren. Konkret wurden Antworten auf die Fragen gefordert, welche
Auswirkungen das Programm «DaziT» auf die NZE haben werde, welche NZE die EZV
vollziehe und mit welchen anderen Stellen sie dafür zusammenarbeite, wie die
Kompetenzen der Vollzugsorgane geregelt seien, wie die Kontrolltätigkeit der EZV
gesteuert und deren Prioritäten gesetzt würden, ob die Erforderlich- und Wirksamkeit
der NZE regelmässig überprüft würden, wie die Leistungserbringung der EZV gegen
Gebühr sichergestellt werde und welchen personellen Aufwand der Vollzug der NZE
verursache. 20

POSTULAT
DATUM: 07.12.2017
KARIN FRICK
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Der Nationalrat überwies in der Wintersession 2017 stillschweigend ein Postulat
Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) für griffige Instrumentarien gegen Gewaltextremisten.
Der Bundesrat soll in einem Bericht aufzeigen, was für Instrumentarien insbesondere
im Strafrecht nötig wären, um besser gegen gewalttätigen Extremismus vorgehen zu
können. 21

POSTULAT
DATUM: 15.12.2017
KARIN FRICK

«Haben wir die Hard- und Softwarekomponenten bei unseren kritischen
Infrastrukturen im Griff?», fragte Marcel Dobler (fdp, SG) mit einem im Frühjahr 2019
eingereichten Postulat. Damit griff Dobler Sorgen auf, die bei grösseren IT-
Beschaffungen immer wieder geäussert werden. Unter anderem geht es dabei
namentlich um ICT-Systeme, die in diversen sensiblen Bereichen eingesetzt werden
und die von ausländischen Herstellern produziert und bereitgestellt werden. Solche
«digitale[n] Lieferobjekte», die in ihrer Komplexität zu Cyberrisiken führen können,
stehen im Fokus seines Vorstosses. Der Bundesrat sollte folglich beauftragt werden, zu
prüfen, ob und wie nationale und internationale Standards angewendet werden können,
um die Risiken zu vermindern. 
Der Bundesrat zeigte sich mit der Stossrichtung des Postulats einverstanden und
beantragte dessen Annahme, jedoch seien die Forderungen in einen Bericht
aufzunehmen, der bereits mit der Annahme zweier anderer Postulate (Po. 18.3376 und
Po. 18.3233) in Auftrag gegeben worden war, erklärte er.
Der Nationalrat sollte sich in der Sommersession 2019 damit befassen, da jedoch auf
jegliche Wortmeldungen verzichtet wurde, überwies der Rat das Postulat
stillschweigend. 22

POSTULAT
DATUM: 21.06.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

In Erfüllung eines Postulats der FK-NR mit dem Titel «Vollzug nichtzollrechtlicher
Erlasse (NZE) durch die Eidgenössische Zollverwaltung. Wer steuert, wie werden die
Prioritäten gesetzt?» veröffentlichte der Bundesrat im September 2019 einen
gleichnamigen Bericht, in welchem er die Auswirkungen der
Transformationsprogramms DaziT auf die EZV analysierte. Mithilfe von DaziT sollten die
Formalien der EZV bis ins Jahr 2016 durchgehend digitalisiert, vereinfacht und bereinigt
werden, um so die Effizienz und Effektivität des NZE-Vollzugs zu stärken. Konkret
würden vier Massnahmen zur Erreichung dieses Ziels umgesetzt: eine Standardisierung
des Vollzugs, eine Digitalisierung sämtlicher Prozesse sowie eine möglichst grosse
Automatisierung, die Priorisierung und Steuerung von Vollzugsaufgaben und die
Konzentration auf Kernkompetenzen. Entsprechend dem Antrag des Bundesrats
schrieb der Nationalrat das Postulat in der Herbstsession 2020 ab. 23

POSTULAT
DATUM: 14.09.2020
CATALINA SCHMID

Nationalrat Pirmin Schwander (svp, SZ) forderte mittels eines Postulats, dass der
Bundesrat seine Definition des Schutzbereichs von Art. 185 Abs. 3 BV präzisiert und
aufzeigt, wie er daraus seine Notrechtskompetenzen begründet. Der Artikel 185 BV
regelt die bundesrätlichen Kompetenzen zur Wahrung der äusseren und inneren
Sicherheit, wobei zur Reaktion auf eingetretene oder unmittelbar drohende schwere
Störungen der öffentlichen Ordnung befristete Verordnungen oder Verfügungen
erlassen werden dürfen. Der Nationalrat nahm den Vorstoss in der Herbstsession 2020
stillschweigend an. Konkret wurde der Bundesrat damit beauftragt zu klären, ob sich die
Notrechtskompetenzen auf sicherheitspolitische Anliegen beschränken oder ob sie
auch in der Verfolgung anderer politischer Ziele ihre Gültigkeit haben. Die geforderte
Prüfung sei dringend notwendig, da Fragen zur Rechtsgrundlage beantragter Kredite
von den Aufsichtskommissionen in der Notrechtssituation der Covid-19-Pandemie
nicht einheitlich beurteilt würden, argumentierte der Motionär. In Krisensituationen sei
deren einheitliche Klärung jedoch unerlässlich. Der Bundesrat hatte die Annahme des
Postulates beantragt. 24

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
CATALINA SCHMID

Mittels eines Postulats forderte Nationalrätin Marianne Binder-Keller (cvp, AG) die
Erarbeitung eines Berichts zu den Aktivitäten der schiitisch-islamistischen Hisbollah in
der Schweiz. Dies sei aus sicherheitspolitischer Sicht nötig, da die Aktivitäten der
Hisbollah in der Schweiz weitgehend unbekannt seien, so die Begründung der
Postulantin. Der Arm der Hisbollah, welcher terroristische Aktivitäten ausübe, sei in der
EU bereits seit einiger Zeit verboten. Deutschland gehe noch weiter und habe
Aktivitäten der schiitisch-islamistischen Hisbollah im Frühling 2020 vollständig
verboten, da diese zum bewaffneten Kampf aufrufe und das Existenzrecht Israels

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
CATALINA SCHMID
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ablehne. Solche Aktivitäten seien in der Schweiz insbesondere mit Blick auf die
Neutralität äusserst problematisch. Der Nationalrat stimmte diesem Vorstoss in der
Herbstsession 2020 stillschweigend zu und folgte damit dem Antrag des Bundesrats. 25

Mittels Postulat forderte CVP-Nationalrat Gerhard Pfister (ZG) den Bundesrat auf zu
prüfen, ob und unter welchen Voraussetzungen ein Betätigungsverbot für die Hisbollah
in der Schweiz eingeführt werden könnte. Die schiitische Organisation, welche die
«gewaltsame Vernichtung Israels» zum Ziel habe, müsse auf die Terrorliste gesetzt und
dadurch in der Schweiz besser überwacht werden, argumentierte Pfister. Die
Umsetzung, so der Postulant, solle nach dem Vorbild Deutschlands geschehen. Das
Nachbarland hatte bereits früher im Jahr ein Aktivitätsverbot verhängt mit der
Begründung, die Hisbollah sei für zahlreiche Anschläge verantwortlich, deshalb als
terroristische Organisation einzustufen und stelle auch eine Bedrohung für Europa dar.
Ein Verbot solle zum Beispiel Versammlungen von Aktivistinnen und Aktivisten sowie das
Zeigen von Symbolen in der Öffentlichkeit, in Propagandafilmen und Schriftstücken
umfassen und die Grundlage schaffen, um das Vermögen von Vereinen, welche im
Zusammenhang mit der Hisbollah stehen, einziehen zu können, so der Vorschlag des
Postulanten. Gemäss Aargauer Zeitung sei auch denkbar, das Verbot der Al-Kaida und
des Islamischen Staats auf die Hisbollah auszuweiten. Der Bundesrat hatte sich in seiner
Stellungnahme dazu bereit erklärt, das Anliegen Pfisters zusammen mit dem Postulat
seiner Parteikollegin Marianne Binder-Keller (cvp, AG; Po. 20.3650) in einem Bericht
aufzuarbeiten. In der Herbstsession 2020 nahm der Nationalrat den Vorstoss
stillschweigend an. 26

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
CATALINA SCHMID

Einstimmig überwies der Ständerat in der Sommersession 2021 ein Postulat seiner SiK,
womit der Bundesrat darüber Bericht erstatten muss, ob zum Thema Hassreden
gesetzliche Lücken bestehen. Er soll insbesondere darlegen, was für strafrechtliche,
präventiv-polizeiliche und andere öffentlich-rechtliche Mittel zur Verfügung stehen, um
das öffentliche Auffordern zu Hass sowie die Einfuhr und Verbreitung von
extremistischem Propagandamaterial zu unterbinden. Die Kommission hatte das
Postulat im Anschluss an eine Expertenanhörung zur Bedrohung der Schweiz durch den
dschihadistisch motivierten Terrorismus eingereicht. 27

POSTULAT
DATUM: 08.06.2021
KARIN FRICK

In der Herbstsession 2021 überwies der Nationalrat mit 120 zu 66 Stimmen ein 2019
eingereichtes Postulat Vitali (fdp, LU) – in der Zwischenzeit übernommen von Marcel
Dobler (fdp, SG) – mit der Forderung nach einem verhältnismässigen BÜPF. Als
unverhältnismässig sah der Postulant konkret die Pflichten an, die Anbieterinnen von
Fernmeldedienstleistungen durch das BÜPF auferlegt werden, sowie die dadurch
verursachten Kosten. Insbesondere für KMU seien diese Pflichten schwer stemmbar,
weshalb eine Entlastung geprüft werden müsse. Der Bundesrat soll in einem Bericht
Massnahmen aufzeigen, wie das BÜPF KMU-freundlicher umgesetzt werden könne. Der
Bundesrat hatte in diesem Postulat keinen Mehrwert gesehen und aus diesem Grund
dessen Ablehnung beantragt. Im Ratsplenum hatte Justizministerin Karin Keller-Sutter
zuvor ausgeführt, dass gegenwärtig vier Kategorien von Mitwirkungspflichtigen im
Gesetz verankert seien. Jedes KMU könne einen Herabstufungsantrag stellen und werde
mit grosser Wahrscheinlichkeit eine Pflichtenreduktion erhalten. 28

POSTULAT
DATUM: 21.09.2021
CATALINA SCHMID

Im September 2021 reichte der Mitte-Nationalrat Marco Romano (TI) in der grossen
Kammer ein Postulat mit der Forderung ein, dass die Prävention und das Aufdecken
von Aktivitäten zur Bekämpfung der internationalen organisierten Kriminalität
verbessert werden müssten. Dazu solle der Bundesrat in einem Bericht die verfügbaren
Instrumente analysieren und eine Anpassung der Gesetzgebung prüfen, um die zeitnahe
Erkennung von entsprechenden Aktivitäten sowie eine verstärkte Prävention zu
ermöglichen. Unter die zu prüfenden Instrumente falle gemäss dem Postulant der
gezielte Informationsaustausch sowohl zwischen Strafverfolgungsbehörden als auch
zwischen anderen relevanten Bereichen der Verwaltung. In seiner Stellungnahme zeigte
sich der Bundesrat bereit, die vorhandenen Instrumente und den allfälligen
gesetzgeberischen Handlungsbedarf im Rahmen der beiden überwiesenen Vorstösse
Guggisberg (svp, BE; Po. 20.3809) und Eichenberger (fdp, AG; Mo. 18.3592) mit einem
Fokus auf das Melderecht nicht-polizeilicher Behörden zu prüfen. In der Wintersession
2021 überwies der Nationalrat das Postulat Romano schliesslich stillschweigend. 29

POSTULAT
DATUM: 17.12.2021
CATALINA SCHMID
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Nachdem der Bundesrat im Januar 2021 einen Bericht zu griffigen Instrumentarien
gegen Gewaltextremismus vorgelegt hatte, beantragte er die Abschreibung eines
Postulats Glanzmann-Hunkeler (mitte, LU). Der Nationalrat kam diesem Antrag in der
Sommersession 2022 nach und schrieb das Postulat stillschweigend ab. 30

POSTULAT
DATUM: 07.06.2022
LENA BALTISSER

In Erfüllung zweier Postulate Binder Keller (mitte, AG; Po. 20.3650) und Pfister (mitte,
ZG; Po. 20.3824) legte der Bundesrat im November 2022 den Bericht «Die Hisbollah
und die Schweiz» vor. Der Bundesrat sprach sich im Rahmen des Berichts gegen ein
Betätigungsverbot für die Hisbollah in der Schweiz aus. Laut dem Bericht würde die
Hisbollah im Falle eines Verbots vermehrt im Untergrund agieren, was Überwachung
und Prävention erschweren würde. 31

POSTULAT
DATUM: 02.11.2022
LENA BALTISSER

In Erfüllung zweier Postulate Binder-Keller (mitte, AG; Po. 20.3650) und Pfister (mitte,
ZG; Po. 20.3824) legte der Bundesrat im November 2022 den Bericht «Die Hisbollah
und die Schweiz» vor. Im Zentrum des Berichts standen, wie in den beiden Vorstössen
gefordert, die Aktivitäten der schiitisch-islamistischen Hisbollah in der Schweiz sowie
die Prüfung eines Betätigungsverbots der Hisbollah in der Schweiz. 
Der Bericht zeichnete die Entstehung und die aktuelle Aufstellung der Hisbollah nach
und wies eine insgesamt sehr geringe Aktivität in der Schweiz aus. Die Anzahl der
Anhängerinnen und Anhänger wurde auf einige Dutzend geschätzt, wobei diese
Personen der Hisbollah nicht zwingend ideologisch verbunden seien. Die verschiedenen
Institutionen der Hisbollah in der Schweiz nähmen vor allem religiöse Aufgaben wahr,
seien aber nicht enger mit anderen islamischen Zentren verbunden. Vereinzelt
beteiligten sie sich auch an politischen, teilweise antiisraelischen Aktivitäten. Über die
Mittelbeschaffung und -verschiebung der Hisbollah in der Schweiz konnten laut dem
Bericht indes keine Kenntnisse gewonnen werden.
Die terroristische Bedrohung durch die Hisbollah schätzte der Bericht für die Schweiz
als gering ein. Von der Bundesanwaltschaft sei bisher kein Strafverfahren gegen die
Hisbollah oder mit ihr in Verbindung stehende Personen eröffnet worden. Gleichzeitig
unterstrich der Bundesrat jedoch, dass die bestehenden Strukturen zur
Terrorbekämpfung ausreichend seien, um mögliche terroristische Aktivitäten der
Hisbollah in der Schweiz zu erkennen und zu bekämpfen.
Basierend auf diesen Erkenntnissen empfahl die Regierung, von einem
Betätigungsverbot für die Hisbollah abzusehen. Ein solches würde sich einerseits
negativ auf die diplomatischen und humanitären Bestrebungen der Schweiz im Nahen
und Mittleren Osten auswirken. Andererseits würde die Aktivität der Hisbollah durch ein
Verbot in den Untergrund verschoben, was Prävention und Eingreifen bei potentiellen
terroristischen Aktivitäten erschweren würde. Die Position der Schweiz als neutrale
Vermittlerin, beispielsweise zwischen dem Libanon und Ägypten oder zwischen den USA
und dem Iran, könnte durch ein Betätigungsverbot für die Hisbollah massgeblich
geschädigt werden, mahnte der Bundesrat im Bericht. Mit Blick auf die humanitäre
Unterstützung, insbesondere im Libanon, riet die Regierung ebenfalls davon ab, die
Trennung zwischen dem politischen und dem militärischen Arm der Hisbollah
aufzuheben. Der politische Arm der Hisbollah sei als Regierungsmitglied und
Bereitstellerin von Infrastruktur im Libanon eine wichtige Kooperationspartnerin. Der
Bundesrat folgerte aus dem Bericht, dass die aktuellen Rechtsinstrumente ausreichten
und keine weiteren Massnahmen zu ergreifen seien. 32

POSTULAT
DATUM: 02.11.2022
LENA BALTISSER

Kriminalität

In der Wintersession überwies der Nationalrat ein Postulat Segmüller (cvp, LU), das den
Bundesrat auffordert, einen Bericht zur öffentlichen Sicherheit zu verfassen. Neben
der Erfassung der Gewalt in der Schweiz soll der Bericht auch Strategien für die
Prävention und Bekämpfung von Kriminalität in Form eines Massnahmenkatalogs
enthalten. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Vorstosses. 33

POSTULAT
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN
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Im Dezember 2021 reichte Edith Graf-Litscher (sp, TG) ein Postulat zur Prüfung von
Massnahmen für einen besseren Schutz gegen Ransomware-Angriffe ein. Laut der
Postulantin stellten Cyberangriffe über Verschlüsselungstrojaner, sogenannte
Ransomware, eine grosse Gefahr für die Wirtschaft und die Verwaltung dar. Besondere
Beachtung sollten im Rahmen der auszuarbeitenden Massnahmen die
Sicherheitsrichtlinien von Unternehmen mit öffentlichem Auftrag, eine mögliche
Meldepflicht für Lösegeldzahlungen bei Cyberangriffen und die engere Zusammenarbeit
der betroffenen Unternehmen mit den zuständigen Behörden erhalten. Während der
Bundesrat das Postulat zur Annahme beantragte, wurde es von Erich Hess (svp, BE)
bekämpft. In der Sommersession 2022 stimmte der Nationalrat dem Postulat mit 87 Ja-
zu 86 Nein-Stimmen bei 6 Enthaltungen knapp zu, nachdem sich Judith Graf-Litscher
und Bundesrat Maurer für dessen Annahme ausgesprochen hatten. Erich Hess hatte auf
ein Votum verzichtet. Gegen das Postulat sprachen sich insbesondere die SVP-, FDP-
und Mitte-Fraktion aus. 34

POSTULAT
DATUM: 08.06.2022
LENA BALTISSER

Polizei

Da der Beitritt zu Schengen und Dublin mit einer erhöhten Komplexität der Grenzarbeit
einherging, begrüsste der Bundesrat das Anliegen des überwiesenen Postulats der
Sicherheitspolitischen Kommission des Ständerates, welches im Rahmen des
Geschäftsberichts 2013 Auskunft über Auftragserfüllung und Personalbedarf des
Grenzwachtkorps wünschte. 35

POSTULAT
DATUM: 10.12.2013
NADJA ACKERMANN

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Der Nationalrat überwies ein auch vom Bundesrat nicht bekämpftes Postulat Vaudroz
(fdp, VD) für die Zusammenlegung aller Dienststellen, welche sich mit der inneren
Sicherheit befassen sowie der Zollbehörden und des Grenzwachtkorps im VBS. Mit
dieser Schaffung eines „Sicherheitsdepartementes“ sollen die staatlichen
Abwehrmassnahmen gegen das internationale Verbrechen und gegen den Terrorismus
verbessert werden. 36

POSTULAT
DATUM: 20.06.2003
HANS HIRTER

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Le Conseil national a adopté un postulat de sa commission des affaires étrangères qui
demande au Conseil fédéral d'établir un rapport exhaustif sur la guerre du Golfe et ses
implications pour la politique de sécurité de la Suisse. 37

POSTULAT
DATUM: 15.06.1991
ANDRÉ MACH

Au parlement, le Conseil des Etats a transmis en début d’année un postulat de sa
Commission des institutions politiques (CIP-CE) appelant le Conseil fédéral à rédiger un
rapport sur la situation des interdictions d’entrées sur le territoire suisse, plus
particulièrement quant au nombre, aux motifs, aux conséquences et aux éventuels abus
en la matière. 38

POSTULAT
DATUM: 05.03.2012
EMILIA PASQUIER
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Landesverteidigung

Landesverteidigung

Le postulat de Priska Seiler Graf (ps, ZH) désire que réparation soit faite. Dans une
armée qui a longtemps discriminé ouvertement les personnes homosexuelles, l'appel
de la socialiste zurichoise demande à la Grande Muette d'assumer et reconnaître le
tort causé aux homosexuels. Pour ceci, une investigation doit avoir lieu afin de réparer
au moyen d'actions adéquates ces sombres moments de l'histoire militaire suisse.
D'après le Conseil fédéral, cette tâche s'avère complexe, en raison de la durée sur
laquelle s'étend l'injustice et le nombre de dossiers qui restent dans les archives
militaires suisses. En effet, les dossiers ne sont en général conservés que cinq ans après
la fin du service militaire. De ce fait, le Conseil fédéral estime qu'il sera complexe de
rendre justice aux cas antérieurs à 1990. En raison des obstacles que la demande
rencontrera, les démarches d'investigations sont estimées à une durée de deux ans. 
L'exécutif recommande cependant l'acceptation du postulat. 
Les difficultés évoquées ci-dessus ont soulevé l'opposition de l'UDC qui ne comprend
pas que dans une Europe en guerre, la priorité soit mise sur une requête longue et
laborieuse à satisfaire. De plus, Monika Rüegger (udc, OW) utilise l'expression allemande
« das Haar in der Suppe suchen » pour  parler de ce postulat, faisant référence à la
constante volonté de dénigrer l'armée au lieu de la remercier pour son existence.
Malgré les 52 oppositions, le Conseil national a adopté le postulat. 39

POSTULAT
DATUM: 09.03.2022
CHLOÉ MAGNIN

Marcel Dobler (plr, SG) a déposé un postulat au Conseil national demandant une vision
globale de la stratégie des tests cyber au DDPS. Ce postulat se focalise sur les exercices
de sécurité cyber et s'inscrit dans la lignée des interventions qui demandent une vue
d'ensemble sur les éléments cyber et plus de collaboration entre les divers acteurs en
Suisse. Pour être précis, la proposition du député Dobler consiste à élaborer et à
appliquer une  stratégie globale et complète de cybertests au DDPS pour les sept
prochaines années. Cette stratégie comportera notamment des informations
complémentaires concernant les exercices entrepris pour augmenter la résilience de la
Suisse contre les cyberrisques. Il est aussi question de renforcer la coopération et
d'acquérir de nouvelles connaissances techniques. Le député estime qu'en raison de la
constante évolution du secteur cyber, le fil rouge reliant les exercices entre eux n'est
pas connu. Au final, la stratégie devra répondre à «qui fait quoi, quand, avec qui et avec
quels objectifs».
Le postulat a été accepté tacitement par le Conseil national, laissant une première
victoire pour Marcel Dobler qui avait déjà déposé une motion traitant des mêmes
problématiques, à laquelle le Conseil fédéral avait répondu négativement. La motion
avait été retirée le 21 septembre 2022, soit huit jours avant le lancement de ce
postulat. 40

POSTULAT
DATUM: 16.12.2022
CHLOÉ MAGNIN

Landesverteidigung und Gesellschaft

Schärfere Voten fielen in der umfassenden Sicherheitsdebatte über den auf ein
freisinniges Postulat zurückgehenden bundesrätlichen Zwischenbericht zur
Sicherheitspolitik, dessen Berechtigung vom sozialdemokratischen Fraktionssprecher
in Frage gestellt wurde. Bei der allgemeinen Kriegshysterie müsse berücksichtigt
werden, dass die Afghanistankrise in keinem direkten Zusammenhang mit Europa stehe.
Waren die Sozialdemokraten der Auffassung, das Parlament habe der Armee entgegen
den Klagen der Militärs die zur Erfüllung ihrer Aufgäbe erforderlichen Mittel stets
gegeben, erachtete man bürgerlicherseits die schweizerische Verteidigungsbereitschaft
als ungenügend. Mit Kriegspsychose habe es nichts zu tun, wenn eine tatsächliche
Bedrohung durch die UdSSR festgestellt werden müsse, obschon stets von
Entspannungspolitik die Rede gewesen sei. Der neue Vorsteher des EMD,
Bundespräsident Chevallaz, nahm die Gelegenheit wahr, alternative Konzepte wie den
Guerillakrieg abzulehnen, redete einer mobilen, aggressiven Verteidigung das Wort und
wies den Vorwurf zurück, dass das Soziale der Rüstung geopfert worden sei. Mit 109:6
Stimmen verwarf hierauf der Nationalrat einen Antrag der äussersten Linken, vom
Bericht ablehnend Kenntnis zu nehmen. 41

POSTULAT
DATUM: 24.09.1980
FRANÇOIS DA POZZO
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Le Conseil national a transmis un postulat Günter (ps, BE) qui invite le Conseil fédéral à
étudier comment le DDPS pourrait participer au programme de soins thérapeutiques
pour les victimes de la torture mis sur pieds par la Croix-Rouge suisse et à rendre un
rapport à ce sujet. L’auteur argue que par rapport aux nouvelles missions de l’armée,
les autorités ont intérêt à acquérir des connaissances concrètes dans le domaine du
comportement des civils et des militaires confrontés à des expériences
traumatisantes. 42

POSTULAT
DATUM: 20.03.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Le Conseil national a adopté un postulat Segmüller (pdc, LU) chargeant le Conseil
fédéral de mettre en place un groupe de coordination sur la sécurité intérieure au
niveau fédéral. Le député a estimé que les forces d’intervention chargées de la sécurité
intérieure ne peuvent plus exécuter leurs tâches en raison d’exigences toujours plus
élevées. 43

POSTULAT
DATUM: 19.03.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Au mois de juin, le Conseil des Etats a accepté un postulat Recordon (pe, VD) invitant le
Conseil fédéral à élaborer un rapport sur les capacités helvétiques à faire face à une
attaque cybernétique dans ses conséquences civiles et militaires. Le conseiller aux
Etats souligne que ces attaques peuvent bloquer totalement ou partiellement les
infrastructures et réseaux vitaux d’un pays et paralyser l’armée. 44

POSTULAT
DATUM: 08.06.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Im Berichtsjahr kamen im Nationalrat zwei Postulate zur Abstimmung, die sich mit der
Vereinbarkeit von Beruf und militärischer Laufbahn befassten. Das Postulat Landolt
(bdp, GL) beauftragte den Bundesrat, Lösungen zu finden, mit denen die Attraktivität
der Offizierslaufbahn innerhalb der Armee gesteigert werden könnte. Im Gegensatz zu
früher seien Offiziere nicht mehr gefragte Führungskräfte und der für die Wirtschaft
nutzbringende Transfer der erlangten Kompetenzen gelinge nicht mehr in
vergleichbarem Ausmass. Zusammen mit Mitunterzeichnenden aus vorwiegend
bürgerlichen Kreisen forderte Landolt unter anderem eine Attraktivitätssteigerung der
Offizierslaufbahn, indem beispielsweise eine Harmonisierung mit der beruflichen
Laufbahn vorgenommen wird. Das „vielversprechende Zielpublikum“, das der Armee im
Moment fehle, soll damit wieder erreicht werden. Im zweiten Postulat, welches 2010
von Sylvie Perrinjaquet (fdp, NE) (Po. 10.4049) eingereicht wurde, wird der Bundesrat zu
einer Evaluation beauftragt, mit der festgestellt werden soll, wie die innerhalb des
Militärdienstes erworbenen Fähigkeiten im Berufsleben validiert werden könnten.
Zivilen Arbeitgebern sollte ermöglicht werden, sich über im Militärdienst erworbene
berufliche Kompetenzen, Qualifikationen und entsprechendes Fachwissen der
Arbeitnehmer zu informieren. Umgekehrt sollten damit aber auch spezifische
Fähigkeiten von Armeeangehörigen innerhalb derer Diensttätigkeit besser eingesetzt
werden können. Diese doppelte berufliche Anerkennung dürfte den Gehalt der
Diensttage in den Augen der Unternehmen aufwerten und gleichzeitig die Rolle der
Weiterbildung innerhalb der Armee stärken. Beide Postulate wurden diskussionslos
angenommen. 45

POSTULAT
DATUM: 18.03.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im September des Berichtsjahres reichte die SiK-SR ein Postulat zu den
Immobilienverkäufen des VBS ein. Der Bundesrat wurde beauftragt, bis Mitte 2012
einen Bericht vorzulegen, in dem präzisiert wird, welche Liegenschaften des VBS
veräussert werden könnten, die Zeiträume dafür zu skizzieren und Angaben zum
möglichen Verkaufserlös zu machen. Darüber hinaus sollte geprüft werden, wie der
erzielte Erlös dem VBS über die Erhöhung des Ausgabenplafonds der Armee für
Rüstungsbeschaffungen wiederum zur Verfügung gestellt werden könnte. Der Bundesrat
beantragte die Annahme des Postulats mit der Anmerkung, erst nach Behandlung des
Armeeberichts die Anforderungen des Begehrens erfüllen zu können. Der Ständerat
nahm das Postulat diskussionslos an. 46

POSTULAT
DATUM: 27.09.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Im Mai 2012 wurde im Ständerat ein Postulat Berberat (sp, NE) überwiesen, welches auf
die bessere Koordination zwischen Rekrutenschule und Hochschulstudium abzielt.
Dies wurde damit begründet, dass nach dem Bologna-System die Semester bereits
Mitte September beginnen und damit eine 21 wöchige Rekrutenschule nicht im Sommer
absolviert werden kann, ohne dass ein Studienbeginn oder dessen Fortsetzung dadurch
tangiert wird. Früher war das mit der kürzeren RS-Dauer noch möglich. Um den
Studierenden die Einbusse eines Semesters oder gar eines Studienjahres zu ersparen,
wurde der Bundesrat beauftragt, zusammen mit den Kantonen und den Hochschulen
Lösungen zu suchen, welche den Studenten zugute kommen. Denkbar sei eine
Verkürzung der RS um zwei bis drei Wochen unter gleichzeitiger Verschiebung des
Semesterstartes um einige Wochen. Nach einem unterstützenden Votum durch
Bundesrat Maurer – der Bundesrat führe bereits entsprechende Gespräche – wurde
das Postulat diskussionslos angenommen. Ein genau gleich lautendes Postulat Maire (sp,
NE) (Po. 12.3210) überwies der Nationalrat Mitte Juni. 47

POSTULAT
DATUM: 31.05.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mitte Jahr gelangte ein seit 2010 hängiges Postulat Bourgeois (fdp, FR) in den
Nationalrat. Der begeisterte Berggänger verlangte vom Bundesrat, einen Bericht über
die Patrouille des Glaciers (PDG) zu verfassen. Darin soll unter anderen Aspekten
beleuchtet werden, wie dieser Anlass das Bild der Schweiz und das Ansehen der Armee
in der Bevölkerung präge und welche Ausgaben für die Organisation des Anlasses
notwendig sind. Des Weiteren soll der Bundesrat skizzieren, welche weiteren
Massnahmen nötig seien, um den Fortbestand des Anlasses langfristig zu sichern. In
seiner Antwort teilte der Bundesrat die positiven Aspekte dieses Sportanlasses, merkte
aber an, dass eine Studie der Universität Lausanne von 2007 die gestellten Fragen
bereits aufgegriffen und positiv beantwortet habe. Der während der Diskussion
anwesende Bundesrat Maurer gestand dem speziellen Sportanlass zwar Einmaligkeit
und Ausstrahlung zu. Dennoch sei das Postulat aus oben genanntem Grund abzulehnen.
Trotz einiger Gegenstimmen, vorwiegend aus dem links-grünen Lager, wurde das
Postulat allerdings mit 111 gegen 33 Stimmen angenommen. 48

POSTULAT
DATUM: 07.06.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im Juni des Berichtsjahres wurden zwei ähnlich lautende Vorstösse aus dem Jahr 2010
im Parlament besprochen. Ein Postulat Malama (fdp, BS) (Po. 10.3570) und eine Motion
Stump (sp, AG) (Mo. 10.3832) sollten den Bundesrat dazu bewegen, das Nebeneinander
von Militärdienst und ziviler Ausbildung besser zu koordinieren. Beide Begehren
problematisieren die der Bologna Reform geschuldete Verschiebung der
Semesterdaten: Maturanden könnten keine vollständige RS zwischen Schulabschluss
und Studienbeginn mehr absolvieren. Die resultierende Situation sei für alle Beteiligten,
Armee und Wirtschaft, aber insbesondere für die betroffenen Stellungspflichtigen
unbefriedigend. Malama fordert deswegen bessere Beratungsangebote und Stump
verlangt eine bessere Koordination. Der Bundesrat anerkannte die Problematik, sah
aber durch das bestehende Angebot mit drei RS-Starts pro Jahr die zivilen Bedürfnisse
als erfüllt an. Einen akuten Handlungsbedarf erkannte die Regierung nicht. Dennoch
werde sie die Anliegen im Zuge der Weiterentwicklung der Armee berücksichtigen. In
der Sommersession wurde das Postulat Malama diskussionslos mit 115 zu 40 Stimmen
angenommen. Gleichentags wurde über die Motion Stump befunden, die von Chantal
Galladé (sp, ZH) übernommen worden war. Die Zürcher Sozialdemokratin unterstrich
die Wichtigkeit der Koordination der Ausbildungen. Man dürfe den künftigen Studenten
nicht zumuten, ein Zwischenjahr einlegen zu müssen. Bundesrat Maurer anerkannte in
seinem Votum die Anliegen, verwies aber auf das bereits früher überwiesene Postulat
Berberat. Der Bundesrat sei bereits mit der Lösungssuche beauftragt und deswegen sei
dieser Vorstoss abzulehnen. Entgegen dieser Aufforderung wurde die Motion
angenommen (82 zu 71 Stimmen). Im September kam das Geschäft in den Ständerat,
dessen SiK sich kritisch dazu geäussert hatte: Erstens liege es nicht in der Kompetenz
des Bundes, Vorschriften über den Semesterbeginn zu erlassen und zweitens reiche die
Zeit zwischen Schulabschluss und Mitte September ohnehin nicht, um eine vollständige
Rekrutenschule durchzuführen. Auch Bundesrat Maurer setzte sich erneut gegen die
Motion ein und betonte, dass es einen Dialog zwischen Bund und Hochschulen brauche
und nicht einseitige Forderungen an die Armee. Der Ständerat folgte der Kommission
und dem Bundesrat und lehnte die Motion ab. 49

POSTULAT
DATUM: 19.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Ein 2012 eingereichtes Postulat Galladé (sp, ZH) über die Sicherung des Flugraumes
wurde im Frühjahr überwiesen. Mit dem Vorstoss wurde verlangt, dass der Bundesrat
ein Konzept erstellt um aufzuzeigen, wie der Schweizer Luftraum langfristig gesichert
werden soll. Dabei sollte, unter anderem, auf die luftpolizeiliche und militärische
Sicherheit sowie die Zusammenarbeit in der europäischen Luftraumüberwachung
eingegangen werden. Hinsichtlich des laufenden Prozesses Tiger-Teilersatz (Gripen),
der anstehenden Erneuerung der Fliegerabwehr und später der Ausserdienststellung
der heuer 16-jährigen F/A-18 Hornet Kampfjets, forderte Galladé ein langfristiges
Konzept über Gefahren, Beschaffungen und Finanzierung. Mit dem Verweis auf
bestehende Dokumente und Planungen beantragte der Bundesrat die Annahme des
Postulates. Stillschweigend wurde das Geschäft im Nationalrat durchgewinkt. 50

POSTULAT
DATUM: 22.03.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Das Konzept zur langfristigen Sicherung des Flugraumes wurde Ende August 2014 vom
Bundesrat vorgelegt. Darin skizziert die Regierung, wie die Armee künftig ausgestattet
werden kann. Seit der Einreichung des Postulats Galladé (sp, ZH) hatten sich mit der
Ablehnung des Gripen an der Urne die Vorzeichen freilich stark geändert, so dass der
Bundesrat bereits weiter in die Zukunft schaute. Bezüglich Kampfjets wurde eine
Beschaffung von neuen Flugzeugen mit dem Rüstungsprogramm 2022 ins Auge gefasst.
Die Luftabwehr insgesamt werde jedoch auch Pläne für eine neue Boden-Luft-Abwehr
beinhalten, wobei nicht nur Flugzeuge, sondern auch andere Flugkörper, z. B.
Lenkwaffen, abgewehrt werden sollten. Deutlich wurde dabei darauf hingewiesen, dass
mit den gegenwärtigen Rahmenbedingungen die Aufgaben im Luftpolizeidienst nach
2025 nicht erfüllt werden können. 51

POSTULAT
DATUM: 27.08.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Unter dem Titel Förderung der Blutstammzellenspende in der Schweizer Armee wurde
von Nationalrat Darbellay (cvp, VS) ein recht allgemein gehaltenes Anliegen formuliert.
Der Bundesrat wurde aufgefordert zu prüfen, inwiefern die Armee zu einer
Verbesserung der Stammzellenspende beitragen könnte. Der Postulant stellte sich vor,
dass in der Gesamtheit von jungen und gesunden Stellungspflichtigen geeignete
Kandidaten für eine Erweiterung des Registers von Spendern zu finden wären. Insofern
wird vorgeschlagen, dass diesen jungen Menschen auf freiwilliger Basis die Möglichkeit
gegeben wird, sich als Spender zur Verfügung zu stellen, wobei die Koordination beim
Batallionsarzt läge. Der Bundesrat sah hierin jedoch keine Verbesserung der
Stammzellenspende, da es seiner Ansicht nach eines Obligatoriums bedürfe, wofür
jedoch die gesetzliche Grundlage fehle. Aus einer medizinischen Sicht sei der Vorschlag
hingegen zu begrüssen. Allerdings sah der Bundesrat eher Chancen im Bereich von
Information und Motivation, nicht aber aufgrund institutionalisierter Massnahmen.
Solche würden lediglich in Koordination mit Public-Health-Kampagnen des BAG
umgesetzt, wie das beispielsweise im Rahmen der Masernkampagne der Fall ist. Der
inzwischen von Viola Amherd (cvp, VS) übernommene Vorstoss wurde im Nationalrat mit
110 zu 68 Stimmen bei 11 Enthaltungen gegen den Willen des anwesenden
Verteidigungsministers angenommen. 52

POSTULAT
DATUM: 10.03.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Roger Golay (mcg, GE) verlangte vom Bundesrat einen departementsübergreifenden
Bericht, in dem aufgezeigt werden soll, wie Schweizer Unternehmen gefördert werden
könnten. Im Fokus sollen dabei Unternehmen stehen, die «aufgrund der besonderen
Natur ihrer Technologie oder ihrer Tätigkeit für den wirtschaftlichen Fortschritt und für
die nationale Sicherheit wesentlich» seien. Und es war die «sicherheitsrelevante
Technologie- und Industriebasis», wie sie in der Rüstungspolitik der Regierung
vorgesehen war, die den Postulanten umtrieb. Es sollte daraufhin gearbeitet werden,
dass einem Abwandern von Wissen und Produkten ins Ausland entgegengetreten
werden kann, so die Forderung. Die Entwicklung und später auch die Anwendung von
neuen Technologien in der Schweiz sei anzustreben, denn Innovation und Sicherheit,
seien ein Tandem, das für den Wohlstand und die Unabhängigkeit der Schweiz
entscheidend ist. Mit Empfehlung auf Annahme des Postulats durch den Bundesrat
gelangte der Vorstoss im Sommer 2017 in den Nationalrat, wo keine Opposition
auszumachen war. Diskussionslos wurde das von 46 Nationalrätinnen und Nationalräten
aller Parteien mitunterzeichnete Postulat angenommen. 53

POSTULAT
DATUM: 16.06.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Le postulat pour la promotion du don des cellules souches sanguines au sein de
l'armée suisse a été classé, comme le souhaitait le Conseil fédéral. Dans son rapport
sur «les motions et postulats des conseils législatifs 2017», il indiquait avoir répondu à
ses objectifs. Le DDPS, en collaboration avec Transfusion CRS Suisse, informe depuis
2014 les nouvelles recrues de l'existence du programme du don de cellules souches du
sang. Depuis, plus de 500 recrues se sont manifestées comme donneurs potentiels,
renforçant ainsi sensiblement la qualité du registre suisse des donneurs de cellules
souches du sang. En 2017, une campagne de sensibilisation a également été déployée
dans six centres de recrutement de l'Armée suisse. Une évaluation intermédiaire a
montré que les circonscrits et circonscrites étaient alors davantage conscients de
l'importance de ces dons. La campagne était initialement limitée à une année, mais
l'armée s'est déclarée en faveur d'une prolongation. 54

POSTULAT
DATUM: 05.06.2018
DIANE PORCELLANA

Suite à la publication de la stratégie d'encouragement visant à renforcer les
entreprises de pointe essentielles pour le progrès économique et la sécurité nationale
par le Conseil fédéral, le Conseil national classe le postulat.

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
DIANE PORCELLANA

Le groupe libéral-radical demande une évaluation de la gestion de la crise du Covid-19,
particulièrement du rôle joué par l'EMFP en vue d'une nouvelle crise. L'article 55 de la
loi fédérale sur les épidémies dispose que le Conseil fédéral est conseillé par un organe
d'intervention pour les événements représentant un risque particulier pour la santé
publique. Or, la comparaison de l'art.4 de l'Ordonnance sur l'Etat-major fédéral
Protection de la population (OEMFP) et les instructions concernant la gestion des crises
dans l'administration fédérale révèle une correspondance entre les tâches de l'EMFP et
de l'état-major de crise ad hoc du Conseil fédéral. Les recoupements et les doubles
emplois dans ces états-majors ayant déjà été soulevés par la Chancellerie fédérale, le
postulat vise à renforcer l'EMFP. 
Le postulat a été adopté sans discussion par le Conseil national, qui a suivi la
recommandation du Conseil fédéral. Celui-ci devra entre autres analyser le rôle que
peut jouer l'EMFP dans différents scénarios de crise et présenter les moyens, les
techniques de travail et les compétences dont il dispose pour la conduite
d'événement. 55

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
DIANE PORCELLANA

Militärorganisation

Le Conseil national a transmis le postulat Keller (pdc, AG) priant le gouvernement de
prendre des mesures en vue de promouvoir auprès des jeunes l'avancement dans
l'armée. 56

POSTULAT
DATUM: 18.12.1992
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national a rejeté un postulat Alder (ps, SG) invitant le gouvernement à
présenter un rapport sur les moyens de contrôle de l'armée en vigueur dans les pays
européens ainsi que sur les éventuelles mesures à prendre en vue d'améliorer la
surveillance des forces militaires par les autorités civiles. La majorité de la grande
chambre a en effet estimé qu'un tel rapport était inutile et dépassé alors que de
nouvelles structures étaient sur le point d'être mises en place. 57

POSTULAT
DATUM: 19.09.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Contre l’avis du Conseil fédéral, le Conseil national a adopté, par 138 voix contre 48, un
postulat Wasserfallen (prd, BE), qui demandait au gouvernement de procéder à
l'examen de la planification des périodes de service militaire en tentant d’organiser les
école de recrues et les cours de répétition en fonction du calendrier des hautes écoles
et en introduisant un maximum de flexibilité, afin d’atténuer les inconvénients qui en
résultent pour les entreprises et les haute écoles. Le postulat a été classé dans le cadre
de l'examen de développement de l'armée (voir ici). 58

POSTULAT
DATUM: 01.10.2008
ELIE BURGOS
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Le Conseil national a adopté, contre l’avis du Conseil fédéral, un postulat du député
socialiste Hans Widmer (ps, LU), qui demandait au gouvernement de présenter au
parlement un rapport sur un code de conduite des personnels militaires, la Suisse
étant un des rares pays à ne pas disposer d’un tel code. 59

POSTULAT
DATUM: 01.10.2008
ELIE BURGOS

Priska Seiler Graf (ps, ZH) aimerait que le Conseil fédéral évalue des mesures
exemplaires de promotion des droits et des opportunités des femmes dans les
organisations militaires, au regard de sa politique d'égalité. Dans les stratégies d'égalité
destinées à l'armée, il faudrait d'abord privilégier cette démarche avant d'imposer de
nouvelles obligations aux femmes. Le groupe de travail chargé d'analyser le système de
l'obligation de servir préconisait d'ailleurs le modèle norvégien, selon lequel tant les
femmes que les hommes accomplissent leur service au sein de l'armée ou de la
protection civile. Le Conseil fédéral partage l'avis de la parlementaire. Il juge pertinent
de s'intéresser à la pratique étrangère dans le cadre du rapport sur le renouvellement
des effectifs de l'armée attendu pour fin 2020. Le postulat sera adopté par le Conseil
national. 60

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
DIANE PORCELLANA

Le conseiller national David Zuberbühler (udc, AR) demande au Conseil fédéral une
comparaison internationale des coûts des formations militaires de protection. Au
regard de l'importance relevée – comme cité dans le rapport Avenir des forces
terrestres du DDPS – des missions de protection et de sûreté pour la défense,
Zuberbühler juge l'effectif de l'armée pour les missions de protection à long terme
«plutôt limité». De plus, même avec les mesures prévues dans le cadre du
Développement de l'armée (DEVA), les 17 bataillons d'infanterie ne pourront pas être
suffisamment équipés.
Plusieurs pays – notamment la France, l'Allemagne, la Suède et la Pologne – ont
renforcé leurs forces armées régulières avec des gardes ou des troupes nationales afin
de disposer rapidement de personnel supplémentaire sur une période prolongée pour
assurer la sécurité. Avec l'obligation de servir et le principe de milice, la Suisse pourrait
disposer facilement de formations de protection à moindre coût. Pour réduire l'écart
actuel en matière de sécurité entre la police et l'armée, il préconise alors de
s'intéresser aux solutions déployées à l'étranger. Le Conseil national et le Conseil
fédéral ont soutenu sa requête. 61

POSTULAT
DATUM: 19.06.2020
DIANE PORCELLANA

La CPS-CE prie le Conseil fédéral d'analyser comment la gestion stratégique de crise
peut être améliorée pour faire face à des situations de crise nationales. En
considérant différents types de crise, il devra détailler quelle coordination avec le
Réseau nationale de sécurité et quelles formations – incluant la Formation supérieure
des cadres de l'armée et l'Office fédéral de la protection de la population – sont
nécessaires pour assurer la capacité de conduite des états-majors dans de tels
contextes. Comme préconisé par le Conseil fédéral, le Conseil des Etats a adopté le
postulat. 62

POSTULAT
DATUM: 08.06.2021
DIANE PORCELLANA

Le conseiller aux Etats Beat Rieder (centre, VS) charge le Conseil fédéral d'élaborer un
rapport sur les futures tâches à attribuer à la pharmacie de l'armée en considérant
l'expérience de la crise du Covid-19. Durant la crise, la pharmacie a été mandatée pour
l'acquisition de biens médicaux importants pour les cantons et le système de santé.
Pour ce faire, elle a dû engager du personnel et créer une organisation ad hoc. En
parallèle, l'OFSP a rencontré des difficultés pour acquérir des vaccins par ses propres
moyens. En prévision d'une prochaine crise, le sénateur valaisan demande de
déterminer la compétence de ces tâches et de régler la question des interfaces avec
l'approvisionnement du pays. Comme souhaité par le Conseil fédéral, le Conseil des
Etats a adopté le postulat. 63

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
DIANE PORCELLANA
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Alors que le rôle de la femme et sa place dans la société sont des sujets qui sont
fréquemment revenus dans les discussions au cours des cinquante dernières années,
Stefanie Heimgartner (udc, AG) a déposé un postulat pour rendre la journée
d'orientation obligatoire pour les femmes. Rendre cette journée d'instruction sur le
service au pays obligatoire, ne correspondrait pas encore à rendre le service militaire
obligatoire, mais encouragerait les suissesse à s'engager. En effet, Viola Amherd a
clairement exprimé qu'elle souhaite rendre l'armée plus attrayante pour les femmes et
ce postulat pourrait représenter selon Heimgartner un premier pas pour atteindre cet
objectif. De plus, un traitement égalitaire des Suisses et des Suissesses concernant
l'information sur le service militaire se traduirait, d'après le postulat, par la formation
d'équipes plus performantes, de par leur mixité, et permettrait aussi de résoudre les
soucis d'effectifs de l'armée.
Le Conseil fédéral a proposé d'accepter le postulat, mentionnant que la journée
d'information ouvrirait de nouvelles portes pour les femmes, telles que le service
volontaire et la protection civile. 
En s'appuyant sur les arguments du Conseil fédéral, le Conseil national a accepté le
postulat par 125 voix contre 64 et une abstention. 64

POSTULAT
DATUM: 09.03.2022
CHLOÉ MAGNIN

Alors que la cybersécurité est actuellement l'un des sujets centraux en termes de
défense nationale, la CPS-CN a déposé un postulat chargeant le Conseil fédéral
d'examiner dans quelle mesure la subsidiarité de la cybersécurité et la collaboration
entre les différents acteurs de la cyberspace sont envisagées au sein du DDPS. 
En effet, la commission estime que la cyberspace représente un danger pour le pays et
qu'une récolte d'informations est nécessaire pour minimiser les risques. Elle aimerait
trouver une solution pour favoriser la coopération entre les acteurs civils et militaires
afin d'augmenter l'efficacité de chacun et de lutter de manière plus optimale contre les
menaces infraguerrières (par exemple: bombes, prises d'otages) qui mettent fortement
en péril la sécurité de la population actuellement. 
Le Conseil national et le Conseil fédéral ont soutenu le postulat. Cette décision mènera
à une analyse au sein du DDPS afin de viser une meilleure compréhension de la
situation actuelle et dans le but d'aboutir à de meilleures propositions d'actions. 65

POSTULAT
DATUM: 21.03.2022
CHLOÉ MAGNIN

Dans le cadre du postulat de Priska Seiler Graf (ps, ZH) sur la promotion des droits et
des opportunités des femmes dans les organisations militaires, la Confédération a
comparé quatre pays similaires à la Suisse dans leur fonctionnement militaire (Autriche,
Estonie, Finlande et Suède) afin de rendre l'armée plus attrayante pour les femmes.
Suite à cette analyse, le DDPS a entrepris la réalisation de deux plans d'action. Le
premier concerne le court à moyen terme et s'applique à l'alimentation des services de
protection suisses. Le second concerne, quant à lui, le plus long terme en observant
l'obligation de servir. Après avoir fait l'état des lieux, le Conseil fédéral a estimé que le
postulat avait joué son rôle et ce dernier a été classé par le Conseil national le 7 juin
2022. 66

POSTULAT
DATUM: 07.06.2022
CHLOÉ MAGNIN

Ausrüstung und Beschaffung

Le postulat de Franziska Roth (ps, SO) qui souhaitait revenir sur les «dépenses par
millions pour des acquisitions opaques» de l'armée suisse a été refusé par le Conseil
national le 9 mars 2022. 
Le postulat demandait un rapport concernant les procédures d'acquisition du DDPS
afin d'optimiser les achats et les dépenses de l'armée. Cette demande se fondait sur un
éclat médiatique relatif à des procédures d'achat troubles qui mettait en lumière un
nombre de mises au concours de contrats très faible en comparaison aux nombres de
missions effectuées. Le Conseil fédéral s'était exprimé en défaveur de ce postulat. Il a
nommé les différentes mesures déjà entreprises à ce sujet et a estimé qu'une nouvelle
analyse, après celle effectuée avec le cabinet Deloitte Consulting AG
internationalement reconnu, ne serait pour l'instant pas nécessaire.
Le Conseil national a dissous le postulat en le refusant par 126 voix contre 67. 67

POSTULAT
DATUM: 09.03.2022
CHLOÉ MAGNIN
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En pleine crise Covid, durant laquelle la pharmacie militaire a justifié son importance,
Franziska Roth (ps, SO) a déposé un postulat afin de contrôler que la pharmacie de
l'armée suisse remplit ses fonctions. Elle souhaitait ainsi compléter les évaluations déjà
entreprises en faisant appel à une vision externe sans connexion ni avec l'armée, ni
avec la politique, afin de garantir un point de vue objectif sur les capacités médicales
de la pharmacie militaire. 
Comme demandé par le Conseil fédéral, le postulat a été rejeté. Pour justifier leur
point de vue, les sept sages ont mentionné tous les systèmes de contrôle déjà en place,
tels qu'une vérification interne à l'armée et une certification externe, nommée ISO
13485 qui réévaluent les capacités de l'armée périodiquement. Ils ont aussi évoqué la
planification d'une nouvelle vision pour la pharmacie militaire dans laquelle les
demandes du postulat de Beat Rieder (pdc, VS) seront intégrées. Pour toutes ces
raisons, le Conseil fédéral a estimé que le présent postulat n'apporterait rien de
nouveau à la situation actuelle. Le Conseil national s'est joint à son avis en refusant le
postulat par 123 voix contre 66. 
A la suite du passage de l'objet devant le national, les résultats du dernier contrôle de
certification ISO effectué en mars 2022 par une entreprise spécialisée indépendante
ont été publiés. Le certificat a été délivré et sera valable jusqu'en mai 2025. 68

POSTULAT
DATUM: 09.03.2022
CHLOÉ MAGNIN

Bevölkerungsschutz

Im März 2022 verabschiedete der Bundesrat in Erfüllung eines Postulats der SiK-NR den
Bericht zur «Sicherheit der Schweiz angesichts der Drohnentechnologie». Der Bericht
stellte die derzeit vorhandenen Drohnenmodelle, ihre Anwendungsmöglichkeiten sowie
die neusten Entwicklungstendenzen vor und kam dabei zum Schluss, dass die Drohnen
sowohl im zivilen als auch im militärischen Umfeld weiter an Relevanz gewinnen
werden. Drohnen würden in Konflikten immer wichtiger, hätten aber laut Einschätzung
von Expertinnen und Experten keinen Paradigmenwechsel bezüglich der Bedrohungs-
und Gefahrenlage zur Folge. Die Schweizer Armee sei in der Lage, grössere Drohnen mit
Kampfflugzeugen und bodengestützter Luftverteidigung abzuwehren, gegen kleinere
Drohnen gebe es derzeit aber weltweit noch kein marktreifes Abwehrsystem. 69

POSTULAT
DATUM: 30.03.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftsordnung

Der Ständerat überwies in der Sommersession 2015 ein Postulat Cramer (gp, GE), das
den Bundesrat mit der Prüfung eines Massnahmenplans gegen Einkaufstourismus
beauftragte und der Regierung eine Aufstockung des Grenzwachtpersonals nahelegte.
In der Debatte hatte Bundesrätin Widmer-Schlumpf zwar die generelle Notwendigkeit
einer Aufstockung des Grenzwachtkorps unterstrichen, gab aber gleichzeitig auch zu
bedenken, dass Einsätze von Grenzwächtern keine unmittelbare Wirkung auf den
legalen Einkaufstourismus hätten. 70

POSTULAT
DATUM: 18.06.2015
DAVID ZUMBACH

Geld, Währung und Kredit

Banken

Face à la multiplication d'attaques contre les convoyeurs de fonds, notamment dans le
canton de Vaud, le député Marcel Dobler (plr, SG) demande au Conseil fédéral d'étudier
les conséquences socioéconomiques d'une interdiction générale de transporter des
fonds pendant la nuit en Suisse. 
Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. Il estime que d'autres mesures doivent être
prises pour garantir la sécurité des convoyeurs de fonds, notamment par les
entreprises de transport concernées. 
Le postulat a été classé car il n'a pas été examiné dans le délai de deux années. Trois
objets similaires déposés par un député PLR (19.4607), par une députée verte (19.4608)
et par un député UDC (19.4609) ont également été classés.

POSTULAT
DATUM: 17.12.2021
GUILLAUME ZUMOFEN
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Face à la multiplication d'attaques contre les convoyeurs de fonds, notamment dans le
canton de Vaud, le député Olivier Feller (plr, VD) demande au Conseil fédéral d'étudier
les conséquences socioéconomiques d'une interdiction générale de transporter des
fonds pendant la nuit en Suisse. 
Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. Il estime que d'autres mesures doivent être
prises pour garantir la sécurité des convoyeurs de fonds, notamment par les
entreprises de transport concernées. 
Le postulat a été classé car il n'a pas été examiné dans le délai de deux années. Trois
objets similaires déposés par un député PLR (19.4606), par une députée verte (19.4608)
et par un député UDC (19.4609) ont également été classés.

POSTULAT
DATUM: 17.12.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Face à la multiplication d'attaques contre les convoyeurs de fonds, notamment dans le
canton de Vaud, la députée Greta Gysin (verts, TI)  demande au Conseil fédéral
d'étudier les conséquences socioéconomiques d'une interdiction générale de
transporter des fonds pendant la nuit en Suisse. 
Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. Il estime que d'autres mesures doivent être
prises pour garantir la sécurité des convoyeurs de fonds, notamment par les
entreprises de transport concernées. 
Le postulat a été classé car il n'a pas été examiné dans le délai de deux années. Trois
objets similaires déposés par deux députés PLR (19.4606; 19.4607) et par un député
UDC (19.4609) ont également été classés.

POSTULAT
DATUM: 17.12.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Face à la multiplication d'attaques contre les convoyeurs de fonds, notamment dans le
canton de Vaud, le député Thomas Hurter (udc, SH) demande au Conseil fédéral
d'étudier les conséquences socioéconomiques d'une interdiction générale de
transporter des fonds pendant la nuit en Suisse. 
Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. Il estime que d'autres mesures doivent être
prises pour garantir la sécurité des convoyeurs de fonds, notamment par les
entreprises de transport concernées. 
Le postulat a été classé car il n'a pas été examiné dans le délai de deux années. Trois
objets similaires déposés par deux députés PLR (19.4606; 19.4607) et par une députée
verte (19.4608) ont également été classés.

POSTULAT
DATUM: 17.12.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Nationalrätin Graf-Litscher (sp, TG) wies in ihrem Postulat für eine Meldepflicht bei
kritischen Infrastrukturen darauf hin, dass Infrastrukturen wie Strom und
Telekommunikation sehr essentiell für die Schweiz sind und Risiken wie Cyberangriffe,
Naturkatastrophen sowie militärische und terroristische Angriffe auf die Infrastruktur
grosse Auswirkungen auf das ganze Land haben würden. Sie forderte den Bundesrat
dazu auf, darzustellen, wie eine mögliche Meldepflicht bei potenzieller Bedrohung
aussehen könnte. Mithilfe einer systematischen Auswertung dieser Meldungen könnte
so ein Frühwarn-, Beratungs- und Abwehrsystem aufgebaut werden, welches
potenzielle Risiken verringert. 
Bundesrat Maurer begrüsste diese Forderung und betonte die geforderte Systematik,
die zur Prävention von Risiken führen könne. Durch den Austausch von Erfahrungen
unter den Betreibern und den staatlichen Behörden könne das Sicherheitsdefizit der
Schweiz in diesem Bereich verringert werden. In der Schweiz seien derzeit wichtige
Infrastrukturen anfällig bezüglich diverser Gefahren. Der Nationalrat nahm das Postulat
am 13. Dezember 2017 stillschweigend an. 71

POSTULAT
DATUM: 13.12.2017
MARCO ACKERMANN

Im Rahmen des Berichts des Bundesrates über Motionen und Postulate der
eidgenössischen Räte 2019 schrieb der Nationalrat im September 2020 das Postulat
Graf-Litscher (sp, TG) zur Ausgestaltung einer Meldepflicht bei schwerwiegenden
Sicherheitsvorfällen bei kritischen Infrastrukturen stillschweigend ab. Im November
desselben Jahres nahm die SiK-NR bei Beratungen zur Cybersicherheit Kenntnis vom
Bericht. 72

POSTULAT
DATUM: 14.09.2020
MARCO ACKERMANN
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Kernenergie

Die geplanten Teilrevisionen der Kernenergieverordnung, der UVEK-
Ausserbetriebnahmeverordnung und der UVEK-Gefährdungsannahmeverordnung
sorgten in der Vernehmlassung für ausserordentlich viel Aufruhr und Kritik. Ständerat
Damian Müller (fdp, LU) forderte deshalb mittels eines Postulats vom Bundesrat die
Ausarbeitung eines Berichts durch unabhängige Fachexperten im Bereich
Strahlenschutz. Dieser Bericht soll die Konsequenzen der geplanten Teilrevisionen für
die Bevölkerung aufzeigen und die neuen Grenzwerte beurteilen.
Aufmerksam wurde der sich selbst als Atomkraftbefürworter bezeichnende Müller auf
die Problematik, da rund 16 Kantone, darunter auch sein Stand Luzern, in der
Vernehmlassung ihre Bedenken an der Revision geäussert hatten und darin eine
Verminderung des Strahlenschutzes sahen. Zudem erkannte er in der ganzen Revision
ein rechtsstaatliches Problem, weil beim Bundesverwaltungsgericht ein
Gerichtsverfahren gegen das ENSI im Bereich Strahlenschutz hängig war und das ENSI
dem für die Teilrevisionen zuständigen UVEK angehörig ist. Gemäss einer Stellungnahme
des Zürcher Anwaltsverbandes, auf die sich Müller in der Ständeratsdebatte stützte, ist
die Änderung der rechtlichen Grundlagen mit dem Zweck, den Verfahrensausgang zu
beeinflussen, während eines Gerichtsverfahrens rechtsstaatlich problematisch. 
Der zur Ablehnung ratende Bundesrat betonte die Unabhängigkeit des ENSI. Die
Anpassungen würden den Wortlaut der bisherigen Bestimmungen präzisieren, seien
verhältnismässig, nachvollziehbar sowie auch praxisnah. Zudem habe die KNS den
Bundesrat in dieser Sache beraten und diese Änderungen als sachgerecht eingestuft.
Bundesrätin Doris Leuthard beteuerte im Rahmen der Ständeratsdebatte in der
Sommersession 2018 des Weiteren, dass diese Änderungen nichts mit dem Gerichtsfall
zu tun haben und das UVEK schon seit 2012 an dieser Anpassung arbeite. Weiter
betonte sie, dass es hier nicht um Dosisgrenzwerte bei technischen Störfällen gehe,
diese würden so bestehen bleiben wie bis anhin, sondern um Dosisgrenzen bei
Naturereignissen. Dies sei in der Diskussion fälschlicherweise vermischt worden. Strittig
seien folglich einzig die Dosisgrenzwerte bei Naturereignissen. Leuthard schlug deshalb
vor, dieses Postulat in der zuständigen Kommission zu beraten. Ivo Bischofberger (cvp,
AI) stellte daraufhin den Ordnungsantrag, das Postulat an die zuständige Kommission zu
überweisen, womit sich Müller einverstanden erklärte. 73

POSTULAT
DATUM: 14.06.2018
MARCO ACKERMANN

Nachdem das Postulat Müller (fdp, LU) an die zuständige UREK-SR überwiesen worden
war, beschloss diese einstimmig, ihrerseits ein Kommissionspostulat einzureichen, das
vom Bundesrat einen im Vergleich zum Postulat Müller umfassenderen Bericht verlangt.
Darin sollen die Auswirkungen der Teilrevision der Kernenergieverordnung auf die
Bevölkerung aufzeigt, die Verhältnismässigkeit zwischen dem Schutz der Bevölkerung
und dem gesellschaftlichen Nutzen von Technologien beachtet und gleichzeitig die
Vorschriften und Strahlenschutzkonzepte der Schweiz mit internationalen Standards
verglichen werden. Das Kommissionspostulat (Po. 18.4107) soll somit das Postulat Müller
erweitern und ersetzen, weshalb die Kommissionsmehrheit mit 8 zu 3 Stimmen bei 2
Enthaltungen das Postulat Müller «Dosisgrenzwerte bei Kernkraftwerken» zur
Ablehnung empfahl. 74

POSTULAT
DATUM: 14.11.2018
MARCO ACKERMANN

In der Frühjahrssession 2019 zog Ständerat Damian Müller (fdp, LU) sein Postulat
«Dosisgrenzwerte bei Kernkraftwerken» zugunsten des Kommissionspostulats (Po.
18.4107) zurück, welches seine Anliegen in einem grösseren Kontext behandeln soll.
Über die beiden Postulate wurde in der kleinen Kammer zusammen debattiert. 75

POSTULAT
DATUM: 18.03.2019
MARCO ACKERMANN
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Verkehr und Kommunikation

Luftfahrt

Die SiK-NR reichte im Januar 2021 ein Postulat ein, mit welchem die Sicherheitslage
der Schweiz angesichts der Drohnentechnologie erläutert werden soll. Der Bundesrat
müsse aufzeigen, «welche Auswirkungen die Drohnentechnologie auf die Sicherheit der
Schweiz hat, wie sich die Schweiz gegen mit Drohnen geführte feindliche Aktionen
wappnen kann und wer in diesem Bereich zuständig ist». Der Bundesrat beantragte die
Annahme des Postulats.
In der Sommersession 2021 wurde der Vorstoss vom Nationalrat behandelt, wo Ida
Glanzmann-Hunkeler (mitte, LU) die im Postulatstext aufgeführten Ziele noch einmal
erläuterte. Verteidigungsministerin Amherd führte aus, dass die Anzahl an Drohnen, vor
allem kleinere, frei verfügbare Drohnen bis 30 kg, zunehmen werde. Diese kleineren
Modelle stellten bezüglich der Schutzmassnahmen eine grosse Herausforderung, ja gar
eine Bedrohung, dar, da sie für herkömmliche Überwachungsmittel nicht leicht zu
erkennen seien. Aufgrund dieser Tendenzen müsse die Entwicklung im Bereich der
Drohnentechnologie verfolgt werden. Nach diesem Votum nahm die grosse Kammer das
Postulat stillschweigend an. 76

POSTULAT
DATUM: 08.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Jean-Pierre Grin (svp, VD) forderte den Bundesrat mittels Postulat dazu auf abzuklären,
ob Ethanol in die Liste der für die wirtschaftliche und gesundheitliche
Versorgungssicherheit des Landes notwendigen Produkte aufgenommen werden soll.
Durch die Covid-19-Pandemie sei der Stellenwert von Ethanol im Gesundheitssektor
und in der chemischen Industrie ersichtlich geworden. Das Produkt werde auch in den
kommenden Jahren von grosser Bedeutung sein, daher müsse es «für die
Landesversorgung [als] unverzichtbares Gut eingestuft werden». In seiner
Stellungnahme erklärte der Bundesrat, er habe bereits im Zusammenhang mit den
Motionen Burgherr (svp, AG; Mo. 20.3197) und Gigon (gp, VD; Mo. 20.3448) angekündigt,
die Pflichtlagerhaltung im Zuge der Covid-19-Krise neu zu bewerten. Der Bundesrat
beabsichtige, die existierende Übergangslösung ab 2022 durch eine Ethanol-
Pflichtlagerhaltung abzulösen. Das WBF sei bereits mit der Ausarbeitung eines
Verordnungsentwurfes zu den Ethanol-Pflichtreserven betraut worden; die
entsprechende Vernehmlassung werde noch 2021 gestartet. Die Landesregierung
beantragte daher, das Postulat abzulehnen. Dem kam der Nationalrat in der
Wintersession 2020 denn auch stillschweigend nach. 77

POSTULAT
DATUM: 18.12.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kultur, Sprache, Kirchen

Die SIK-SR verlangte im März 2021 als Ergänzung zum Bundesratsbericht
«Professionalisierungsanreize für religiöse Betreuungspersonen» in Erfüllung des
Postulats von Maja Ingold (evp, ZH; Po. 16.3314) in einem weiteren Postulat eine
Abklärung zur Frage, wie Imame in der Schweiz, die im Rahmen von religiösen Reden
«terroristisches oder gewalttätig-extremistisches Gedankengut verbreiten», besser
überprüft werden können. Konkret sollen die Vorteile eines Bewilligungsverfahrens für
Imame, ein Imam-Register sowie ein Finanzierungsverbot für Moscheen aus dem
Ausland geprüft werden.  Der Bundesrat empfahl im Mai 2021 die Annahme des
Postulats, der Ständerat stimmte dem in der Sommersession 2021 stillschweigend und
diskussionslos zu. Wie die SIK-SR in ihrer Medienmitteilung vom März 2021 ausführte,
reichte sie gleichzeitig noch ein weiteres Postulat ein, welches vom Bundesrat eine
Überprüfung allfälliger Gesetzeslücken bezüglich sogenannter «Hassrede» und der
«Einfuhr und Verbreitung von extremistischem Propagandamaterial» (Po. 21.3450)
einforderte. Dieses wurde, trotz der Empfehlung zur Ablehnung seitens des Bundesrats,
ebenfalls diskussionslos vom Ständerat angenommen. 78

POSTULAT
DATUM: 16.06.2021
SARAH KUHN
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Kirchen und religionspolitische Fragen

Ein Postulat Quadranti (bdp, ZH) wollte den Bundesrat mit der Prüfung von einerseits
geeigneten Massnahmen zur Verhinderung von Radikalisierungstendenzen in
muslimischen Vereinen und andererseits der Förderung einer effektiven
Selbstregulierung derer beauftragen. Das Postulat war bereits im Herbst 2016 ein erstes
Mal zur Beratung eingereicht, damals aber von Christian Imark (svp, SO) und der SVP-
Fraktion bekämpft worden, weshalb die Diskussion verschoben worden war.
Auch wenn sich bei der grossen Mehrheit der muslimischen Bevölkerung keine
Probleme zeigen würden, liessen sich besonders in jüngerer Zeit problematische
Entwicklungen in einigen muslimischen Vereinen beobachten, welche auf klare
Tendenzen zur Radikalisierung einzelner Personen hinwiesen. Der Bundesrat solle
daher in Zusammenarbeit mit den Kantonen geeignete Massnahmen erarbeiten, um
dieser Entwicklung entgegenzuwirken. Eine mögliche Massnahme sieht Quadranti in der
Gewährung finanzieller Mittel, welche bei der Erfüllung klar definierter Anforderungen –
bei regelmässiger Kontrolle – zugesprochen werden könnten. Mithilfe dieser
zusätzlichen finanziellen Mittel könnten die Vereine bspw. eine Stelle für einen
„Sektenbeauftragten“ schaffen, um so bereits präventiv eingreifen zu können. Des
Weiteren wären die Vereine nicht mehr von ausländischen Geldgebern abhängig, was
besonders bei der Personalbeschaffung – Stichwort ausländische Imame – eine bessere
Transparenz gewährleisten würde.
Imarks Vorwurf an Quadranti zielte auf ebendiesen finanziellen Zuschuss. Er sehe das
Fernziel dieses Vorstosses offenbar darin, dazu beizusteuern, dass der Islam in der
Schweiz als Landeskirche anerkannt werden solle – diese Stossrichtung würde aber von
ihm und seiner Fraktion deutlich abgelehnt. Er könne nicht einsehen, weshalb er, der ja
als Katholik bereits seine Kirchensteuer entrichte, nun auch noch die Steuer anderer
religiöser Gemeinschaften in der Schweiz übernehmen solle. Hier müsse man sich auf
das Prinzip der Eigenverantwortung rückbesinnen und Forderungen stellen und nicht,
wie verlangt, den Vereinen das Geld hinterherwerfen.
Der Bundesrat hatte dem Nationalrat das Postulat zur Annahme beantragt. Dieser kam
dem Antrag aber nicht nach und lehnte in der Frühjahrssession 2017 den Vorstoss mit
103 zu 76 Stimmen bei einer Enthaltung ab. 79

POSTULAT
DATUM: 15.03.2017
MELIKE GÖKCE

Medien

Medien

Adopté par 103 voix contre 79 (pas d'abstention), le postulat de la Commission de la
politique de sécurité (CPS-CN) charge le Conseil fédéral d'établir un rapport sur
l'existence d'activités visant à influencer l'opinion publique en Suisse. Dans cette
optique, la commission veut s'attaquer en particulier à des possibles campagnes de
désinformation utilisées à des fins politiques, estimant que la Suisse pourrait devenir la
cible de telles activités. Ce postulat s'inscrit dans le cadre du rapport sur la politique de
sécurité 2021 et était soutenu par le Conseil fédéral. En revanche, une minorité des
membres de la commission, composée de parlementaires du camp bourgeois,
proposait de le rejeter. 80

POSTULAT
DATUM: 09.03.2022
MATHIAS BUCHWALDER
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